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Detlef Hensche

Sozialdemokratische Chaostage

kandidatin eigentlich nicht unterlaufen 
dürfte. Ein solches Eingeständnis war 
schon am Wahlabend überfällig – wenn 
denn das Wahlprogramm ernst gemeint 
war und ist. Die SPD ist in Hessen mit 
einem in Maßen substanzvollen sozial-
demokratischen Programm angetreten. 
Die Wählerinnen und Wähler haben es 
honoriert. Sie haben für einen inhalt-
lichen Politikwechsel votiert, nicht aber 
für oder gegen bestimmte Taktiken 
der parlamentarischen Zusammenar-
beit. Überdies hätte die Tabuisierung 
der Linkspartei allein bei SPD-Wählern 
einen Vertrauenstatbestand schaffen 
können. Nur sie könnten sich düpiert 
fühlen. Wie sie sich im Übrigen bei of-
fener Kooperationsaussage verhalten 
hätten, bleibt reine Spekulation.

Doch dessen ungeachtet hätte die 
SPD nach der Wahl nicht der Frage aus-
weichen können, wie sie mit der nun-
mehr veränderten Geschäftsgrundlage 
umgeht. Steht sie für ihr Wahlpro-
gramm ein, ist dies nur in Zusammen-
arbeit mit den Grünen und der Links-
partei möglich. Verzichtet sie auf Un-
terstützung durch die Linke, bedeutet 
dies zwangsläufig die Preisgabe des 
Programms. Weder aus der Opposition 
noch im Bündnis mit FDP oder CDU las-
sen sich die Ziele der hessischen SPD 
verwirklichen. Wer Gefallen daran fin-
det, die Wortbruch-Keule zu schwin-
gen, hätte allen Grund, hier anzusetzen. 
Eine SPD, die sich etwa an die Rock-
schöße der hessischen FDP hängt, gibt 
substanzielle Elemente sozialdemokra-
tischer Wahlaussagen preis.

Doch dieser potentielle Wortbruch 
wurde in der öffentliche Debatte nicht  
thematisiert. Stattdessen erlebten wir 
einen veritablen Kreuzzug der Aufrich-
tigen. Keine Talkshow, die sich nicht in 

Es fällt schwer, keine Satire zu schrei-
ben. So kläglich, wie jüngst in Hessen 
wurde noch keine Mehrheit verspielt. 
Mit Folgen, die uns womöglich noch 
lange begleiten werden. Den Schaden 
des Hessen-Dramas trägt nicht nur die 
SPD davon. Auch die Chancen einer 
Politik, die dem Mehrheitswillen der 
Wähler entspricht, sind auf mittlere Frist 
dahin. Der politische Diskurs wird zur 
Camouflage: Wer die Bildung einer re-
formbereiten Mehrheit auf die Katego-
rien von Wortbruch und Aufrichtigkeit, 
Machthunger und Gewissen reduziert, 
lässt die politische, also inhaltliche Kon-
troverse hinter der Inszenierung öffent-
lichen Pharisäertums verschwinden.

Natürlich war und ist es erklärungs-
bedürftig, wenn die SPD von ihrer 
Ankündigung abweicht, mit der Links-
partei keine gemeinsame Sache zu 
machen. Wer von solchen Bündnisaus-
sagen abrückt, schuldet allerdings zu-
vörderst eine Erklärung, warum er sich 
die Kontaktsperre überhaupt verordnet 
hat. Den Umgang mit einer Partei zu ta-
buisieren, deren Programm – traditio-
nell sozialdemokratisch – in die gleiche 
Richtung weist, bedarf unter erwachse-
nen Menschen der Erläuterung. Die erst 
spät vom Vorsitzenden nachgelieferte 
Begründung, der Linken durch Nicht-
beachtung den Zugang zum Parlament 
zu verbauen, ist töricht und erinnert 
mehr an Spiritismus und Magie als an 
rationales politisches Kalkül. Sie bestä-
tigt überdies den Verdacht, dass dieses 
Land immer noch nicht in der parlamen-
tarischen Demokratie angekommen ist. 

Was mit allem moralischen Aplomb 
als Wortbruch gegeißelt wird, wäre 
nicht mehr und nicht weniger als das 
Eingeständnis eines Fehlers, der einem 
Parteivorsitzenden und einer Spitzen-
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mehrfacher Wiederholung und in aller 
Inbrunst des Themas angenommen hät-
te. Keine Zeitung, in der sich nicht die 
Produzenten von Schlagzeilen und Kom-
mentaren in Lautstärke und Heftigkeit 
der moralischen Verdammnis überbo-
ten hätten. Was nach so mancher Wahl 
üblich ist, nämlich wahlkampfbedingte 
Koalitionsaussagen zu revidieren, lie-
ferte den Stoff für eine moralisch auf-
gelandene Glaubwürdigkeitskampag-
ne, in der am Ende ganz im Stile eines 
schlechten Lehr- und Rührstücks der 
Schurkin die Lichtgestalt Dagmar Metz-
ger aus Darmstadt entgegentrat.

Die Frage drängt sich auf: Was ei-
gentlich ist das Besondere daran, dass 
Kurt Beck und Andrea Ypsilanti eine
historische Sekunde lang mit dem nor-
malsten aller Gedanken spielten, ihr 
Programm mit der möglichen parlamen-
tarischen Mehrheit umzusetzen? Was 
hat die Medien in einen Alarmismus 
versetzt, wie wir ihn lange nicht mehr 
erlebt haben? Selbst Altbundespräsi-
dent Roman Herzog hat sich zu Wort ge-
meldet und vorgeschlagen, das Wahl-
recht zugunsten einer Mehrheitswahl 
zu ändern. Das Fünfparteiensystem, auf 
das die Republik zusteuert, zwinge da-
zu. Doch das ist nur die halbe Wahrheit.  
Ein Fünfparteiensystem würde Herrn 
Herzog nicht in Unruhe versetzen, wäre 
nicht die fünfte Partei die Linke.

Damit sind wir beim entscheidenden 
Punkt. Mit der Linkspartei hat sich in-
zwischen eine Partei auch parlamenta-
risch etabliert, die den marktliberalen 
Grundkonsens der übrigen vier Par-
teien stört und die eine mehrheitliche 
Stimmung in der Bevölkerung zu Wort 
und womöglich zu Bewusstsein kom-
men lässt. Ja, mit Ypsilantis SPD stand 
zumindest in Hessen ein Richtungs-
wechsel an, der sich jenem Vier-Par-
teien-Konsens nicht bruchlos eingefügt 
und ihn womöglich auf längere Sicht 
gefährdet hätte. Das Programm eines 
marktradikalen Umbaus der Gesell-
schaft einschließlich politisch gewollter 
sozialer Ungleichheit lässt sich jeden-
falls mit zentralen Wahlaussagen der 

hessischen SPD nicht ohne weiteres in 
Einklang bringen. Eine nicht nur rech-
nerische, sondern auch handlungsbe-
reite linke Mehrheit im Wiesbadener 
Parlament musste daher Anstoß erre-
gen, nicht wegen der Beteiligung der 
Linkspartei, sondern angesichts eines 
womöglich über Hessen hinausweisen-
den Richtungswechsels. Dies gilt erst 
recht angesichts des Umstands, dass die 
parlamentarische Mehrheit sich in wich-
tigen Fragen mit der mehrheitlichen 
Stimmung in der Bevölkerung deckt.

Eine solche Perspektive galt es offen-
kundig zu verhindern. Nicht dass wir 
Verschwörungstheorien aufsitzen. Doch 
in den Medien herrscht seit Jahren ein 
Grundkonsens, dass in Zeiten der Glo-
balisierung, der vermeintlichen Über-
alterung und des internationalen Terro-
rismus etc. die von Rot-Grün mit Macht 
begonnene Politik nicht in Frage zu 
stellen ist. Nur so sind die regelmäßigen 
Durchhalteparolen an die Adresse der 
SPD zu verstehen, trotz Mitglieder- und 
Wahlverlusten vom einmal eingeschla-
genen Kurs nicht abzugehen. Nur so 
ist die Aufregung zu verstehen, die der 
letzte Parteitag der SPD in so beschei-
denen Fragen wie ALG-I-Bezugsdauer 
und Bahnprivatisierung verursacht hat. 
Und daher die Warnungen vor einer 
linken Mehrheit, einschließlich der To-
lerierung durch die Linkspartei. Dass 
dabei parlamentarische Mehrheiten 
nichts gelten und die Wähler veralbert 
werden, stört nicht. Feine Demokraten! 

In Hessen ist die Immunisierungs-
strategie gegen Links vorerst aufge-
gangen. Auch mit Hilfe der Seeheimer, 
Netzwerker und anderer Kanalarbeiter. 
Sie werden – auf dem letzten Parteitag 
in der Minderheit – in den Medien bei-
nahe mit dem Monopol bedient, für die 
wahre SPD und das gute Gewissen zu 
sprechen. Sie dürften Überzeugungs-
täter sein. Wolfgang Clement hat’s vor 
der Wahl demonstriert und aus seiner 
Ablehnung des hessischen Kurses der 
eigenen Partei keinen Hehl gemacht. 
Der rechtssozialdemokratische Ab-
scheu gegen die Linkspartei dürfte echt 
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Heribert Prantl

Die Argusaugen des Staates

Der Rechtsstaat ist in Gefahr, aber es 
wächst das Rettende auch: 70 000 Bür-
gerinnen und Bürger haben sich in 
Deutschland als Befürworter einer Ver-
fassungsbeschwerde gegen das Gesetz 
zur Vorratsdatenspeicherung registrie-
ren lassen, 25 000 haben eine Prozess-
vollmacht unterschrieben. Einen sol-
chen Ansturm hat das höchste deutsche 
Gericht noch nicht erlebt.

Nun ist Quantität noch kein Indiz für 
Qualität. Aber das massenhafte Aufbe-
gehren steht für ein neues Phänomen: 
Es gibt eine neue Sensibilität dafür, 
dass der Datenschutz nicht nur Daten 
schützt, sondern auch die Persönlich-
keitssphäre und die Intimität. Die Sätze 
aus dem Volkszählungsurteil des Bun-
desverfassungsgerichts von 1983 ge-
winnen wieder Glanz: Das Grundge-
setz, so steht es da, schütze den einzel-
nen Bürger „gegen unbegrenzte Erhe-
bung, Speicherung, Verwendung und 
Weitergabe seiner Daten“. Dieses Ur-

teil, 25 Jahre alt, lässt sich kurz zusam-
menfassen: Der Staat darf zählen, aber 
nicht schnüffeln. Die Richter wandten 
sich gegen eine Gesellschaftsordnung, 
„in der die Bürger nicht mehr wissen 
können, wer was wann und bei welcher 
Gelegenheit über sie weiß“. Sie sollen 
nicht befürchten müssen, heißt es wei-
ter, dass „abweichende Verhaltenswei-
sen jederzeit notiert und als Information 
dauerhaft gespeichert, verwendet und 
weitergegeben werden dürfen“.

Zwei Jahrzehnte lang sah es so aus, 
als seien diese Sätze in Vergessen-
heit geraten. Und spätestens mit dem 
11. September 2001 begann dann der 
Winterschlaf des Rechtsstaats. Die Poli-
tiker der inneren Sicherheit glaubten 
und glauben, dass Terrorbekämpfung 
ohne rechtsstaatliche Grundsätze bes-
ser funktioniert. Für die neuen Anti-
terrorgesetze gilt jeder als potentiell 
verdächtig; er muss beweisen, dass er 
nicht gefährlich ist. Bisher war das um-

sein. Immerhin sind Existenz und Erfolg 
der linken Konkurrenz eine tägliche 
Provokation für das Selbstverständnis 
vieler sozialdemokratischer Mandats-
träger. Seit Jahren haben sie sich ge-
gen die Mehrheit der Mitglieder wie 
der Wähler auf die Unantastbarkeit der 
Agenda-Politik eingeschworen – als sei 
sie ein Teil des Grundsatzprogramms. 
Wer aber lässt schon gerne die Frage 
an sich heran, ob sein politisches Wir-
ken der letzten Jahre voll in die falsche 
Richtung gegangen ist? Auch deshalb 
braucht die Linke einen langen Atem. 

Das Ende ist ein Scherbenhaufen. Die 
Mehrheit in Hessen ist verspielt. Die 

SPD wird weiter Mitglieder und Wäh-
ler verlieren. Die Wahlverlierer in Wies-
baden triumphieren und regieren. Wo-
möglich kommt es gar zum konserva-
tiven Bündnis mit den Grünen – wet-
ten, dass Anne Will und Frank Plasberg 
dazu keine Wortbruch-Runde veran-
stalten? Mit einem solchen Bündnis 
würde der sozialdemokratische Sieg 
vollends in eine Niederlage verkehrt, 
und zwar auf längere Dauer. Der SPD 
wäre das Kunststück gelungen, nicht 
nur standhaft die Distanz zur Linkspar-
tei zu wahren, sondern auch einen eige-
nen Bündnispartner zu verabschieden. 
Gratulation!
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